
Fur das Nachschlagewerk1 
Fur die Fachpresse!
Fur die amtliche Sammlung

Ja
Ja
Nein tf

i JULI

Gesetz PersVG §§ 62, 7"! Abs 1, BAI §§ 22, 23, 24 

Leitsätze “1 Wird dem Angestellten eine höherwertige
Tätigkeit durch eine Maßnahme des Arbeit­
gebers zugewiesen, hangt die Wirksamkeit 
der Übertragung von der Zustimmung des 
zuständigen Personalrats ab

2 Werden einem Angestellten nacheinander 
Tätigkeiten zugeviesen, ist mitbestimmungs- 
pflichtig erst die Zuweisung von Aufgaben, 
die dazu fuhrt, daß nunmehr der Angestellte 
mit seiner uberwlegenden Tätigkeit die 
Merkmale aer honeren Vergütungsgruppe erfüllt

3 Wird aeaoch eine ursprünglich nicht hoher 
zu bewertende Tätigkeit im Laufe der Zeit 
von selbst dadurch zu einer höherwertigen 
Tätigkeit, daß ein Teil der zugewiesenen 
Aufgaben allmählich anwachst una infolge­
dessen der Angestellte erst von einem spate­
ren Zeitpunkt an überwiegend mit Tätigkeiten 
der höheren Vergütungsgruppe bescaaft^gt 
wird, liegt keine mitbestimmungspflicntj-ge 
Maßnahme aes Arbeitgeoers vor» Bann ist der 
Angestellte vielmehr im Rahmen der /on xnm 
auszuubenden Tätigkeit, die ihm von vorn­
herein wirksam zugewiesen worden ist, kiaft 
Tarifautomatik Anspruch auf aie notiere 
Mmde stvergutungsgruppe erworben»

Aktenzeichen 4 AZR 35"1/69 
Urteil des BAG vom 1» Juli "1970 LAG Baden-Wurttemoerg
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4 azb s s y ea
5 Sa 24/67 Baden-Wurttemberi
Verkündet am 
1 Juli 1970
gez Mißler, 
Angestellter 
als Urkundsbeemter 
der Geschäftsstelle

4i

In Sachen

hat dar Vierte Senat des öömdeBarbextBerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 1. Juli 1970 durch den Senats- 
Präsidenten Dr„ Poelmann, die Bundeanchter Dr, Pecher und 
Dr Reumann sowie die Bunde sarbeitsnchter Di Sohler und 
Adams für Recht erkannt

Auf die Revisionen beider Parteien wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden - Württemberg vom 
19 Marz 1969 - 5 Sa 24/67 - aufgehoben
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zuruckverwiesen» 

V o n  R e c h t s  w e g e n '

-  2 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  2 -

$attestand
Der Klager xst gelernter Kaufmann und seit 195*1 als Ver- 

wjMIflgsangesteliter im öffentlichen Dienst beschäftigt. Im 
aft1* *  1965 wurde er zur Uehrbereichsverwaltung V versetzt 
und beim Wehrbereichsgebuhrmsamt V als Ratenfuhr er bei der 
Besoldungsberechnung eingesetzt Er erhielt Vergütung nach 
VergGr. VI b TO A. Von Juni 1958 bis Oktober 1959 war er 
als Leiter des Hauptbüros beim Wehrbereichskommando V tätig 
Ab Oktober 1959 wurde der Klager wieder als Besoldungsfest­
steller beim Wehrbereichsgebuhrmsamt beschäftigt Ab 1 Janu­
ar I960 erhielt er Vergütung nach VergGr V b TO A/BAT

Durch Erlaß vom 10 April 1962 iet der Klager ab 
11. April 1962 im HauptSachgebiet 'Berechnung und Rechnungs­
legung - A III 7* eingesetzt und m  die Tätigkeit im Sach­
gebiet "PortSchreibung" eingewiesen worden. Der Organi­
sations- und Geschaftsverteilungsplan vom 15 November 1962 
weist den Klager als Sachgebietsleiter von "Poitschreibung - 
Rechnungslegung A III 7' und als Vertreter des Sachgebiets- 
leiters 'Kassenangelegenhexten und Abzugsbuchhaltung - A III 8* 
aus Ab 1. Juli 1962 wurde der Dienstposten des Sacbgebiets- 
leiters im Sachgebiet PortSchreibung und Rechnungslegung 
m  einen Beamtendienstposten der Besoldungsgruppe A 9 umge­
wandelt Mit Verfügung vom 51« Marz 1965 wurde der Klager 
mit Wirkung vom 1. Juli 1962 mit der Wanrnehmung der Dienst- 
gäschafte eines nicht besetzten Dienstposters der Besoldungs­
gruppe A 9 beauftragt Der Bezirkspersonalrat wurde im Marz 
1965 davon m  Kenntnis gesetzt. Mit Schreioen vom 29 Oktober 
1965 machte der Klager seinen Anspruch auf Hohergruppierung 
geltend Seit dem 1. Januar 1966 erhielt der Klager /ergutuog 
nach VergGr. IV b BAT aufgrund des Bewahrungsaufst^egs

Der Klager tragt vor, daß seine Aufgaben gründliche 
ümfasLende Pachkenntnis e des Haushalts- Kassen- und 
Rechnungslegungs- sowie des Besoldungs-, GeDunrms- und 
Versorgungsrechts erforderten und seine Tätigkeit oesordere 
Schwierigkeit und Veranta/ortung mit sicn bringe NeDen 
seinen Prüfungen wurden keine regelmäßigen Kontrollen mehr
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1

durchgefuhrt, er habe dafür Sorge zu tragen, daß die gesamten 
Rechnungslegungs-Unterlagen vollständig und richtig seien und 
Über- oder Unterzahlungen unterblieben» Der Klager hat beantiagfc 
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, den Klager 
ab 1 Mai 1965 nach VergGr. XV a BAT, hilfsweise nach VeigGr IV b 
BAT zu vergüten.

Das beklagte Land hat Klageabweisung be-antragt und vor­
getragen, daß die Tätigkeit des Klagers nur die Tätigkeitsmerk- 
male der VergGr. V b BAT erfülle

Das Arbeitsgericht hat festgestellt, daß die Beklagte 
verpflichtet ist, den Klager mit Wirkung vom 1 Mai 1965 nach 
VergGr. IV b BAT zu vergüten, wobei zu berücksichtigen ist, daß 
der Kläger im Wege des Bewahrungsaufstiegs ab 1» Januar 1966 
nach VergGr. IV b BAT hohergruppiert worden ist, im übrigen 
hat es die Klage abgewiesen Auf die Berufung der Beklagten hat 
das Landesarbeitsgericht festgestellt, daß die Beklagte dem 
Klager ab 1. Mai 1965 den Unterschiedsbetrag zwischen der 
VergGr. V b und IV b BAT als persönliche Zulage zu bezahlen hat, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß der Klager im Wege des Be­
wahrungsaufstiegs ab 1 Januar 1966 nach VergGr IV b BAT hoher­
gruppiert worden ist, die t/eitergehende Klage ist abgewiesen 
worden Das Landesarbeitsgericht nimmt an, daß der Klager zeit­
lich überwiegend mit besonders verantwortliehen Tätigkeiten i S. 
der VergGr IV b BATboXaßt gewesen sei. Da jedoch der Bezirks­
personalrat der Übertragung der Tätigkeit des Sachgebiets- 
leiters auf den Klager nicht zugestimmt habe, sei die Über­
tragung der höherwertigen Tätigkeit auf den Klager unwirksam 
und deshalb ein tariflicher Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr IV b BAT nicht gegeben Jedoch sei die Bestimmung des 

24- BAT auf den vorliegenden Fall anzuwenden, da der Klager 
die höherwertige Tätigkeit tatsächlich ausgeubt habe

Gegen das Uiteil des Landesarbeitsgerichts haben beide 
Parteien Revision eingelegt. Die Beklagte verfolgt ihren nfrrag 
auf Klagabweisung m  vollem Umfange weiter Der Klager bean­
tragt, die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des 
beitsgenchts zuruckzu* eisen Beide Parteien beantragen Zurück­
weisung der gegnerischen Revision.
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tW tI Entscheidungsstunde
Auf die Revisionen beider Parteien mußte das ange- 

fo elite ne Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit an das 
Landesarbeitsgericht zuruckverwiesen werden

Das Landesarbeitsgericht geht zunächst zutreffend von 
den Tatigkeitsmerkmalen der VergGr V b Fallgruppe 1 BAT aus 
und prüft, ob sich der Klager mit seiner Tätigkeit als Sach- 
gebietsleiter hieraus durch eine besonders verantwortungsvolle 
Tätigkeit heraushebt Es bejaht dies, weil dem Klager die 
Verantwortung dafür oblag, daß die manuellen Fortschreibungs- 
listen, die maschinellen Fortschreibungslisten und die Zahl- 
lxsten ubereinstimmten und die Differenzen bereinigt wurden, 
so daß die Zahlungen rechtzeitig angewiesen werden konnten.
In Übereinstimmung mit dem Sachverständigen U kommt das 
landesarbeitsgencht zu dem Ergebnis, daß dem Klager da­
durch eine besondere Verantwoitung zufiel, daß ihm ein viel­
schichtiger Aufgabenkreis zugewiesen war und er durch seine 
Prüfungen Überzahlungen in beachtlicher Hohe verhinderte Es 
fuhrt weiter aus "Wenn nach den Schatzungen des Sachver­
ständigen U monatlich 400 biB 500 Unstimmigkeiten zu be­
reinigen waren, durfte die Überzeugung des Sachverständigen, 
daß der Klager auch zeitlich gesehen über /legend mit oeaonders 
verantn oitlichen Tätigkeiten befaßt war, zutreffend sein " 
Diese Tätigkeit sei dem Klager aber nicht wirksam übertragen 
worden, weil der Bezirkspersonalrat nicht zugestimmt habe.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts bilden 
keine ausreichende Grundlage für die angefochtene Entgehen dung 
Es fehlen nämlich ausreichende und für das Revisionsgericht 
nachprüfbare Feststellungen darüber, ob und ab wann der 
Klager die besonders verantwortungsvolle Tätigkeit im Sinne 
der VergGr IV b Fallgruppe 1 überwiegend nach den Weisungen 
der Beklagten ausuben sollte. Das Landesarbeitsgencht bezieht 
sich m  seinen Ausfuhrungen im wesentlichen auf die Fest­
stellungen des Gutachters, die im angefochtenert Urteil in Be-' 
zug genommen sind Danach ist aber die Tätigkeit, die der 
Klagei m  den Jahren 1962 bis 1966 ausgeubt hat, nur msge-
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samt bewertet worden Zur Bewertung sind nicht nur die Tätig­
keiten herangezogen worden, die aufgrund der Veifugung vom 
10 April 1962 dem Klager bei der Übertragung der Tätigkeit 
eines Sachgebietsleiters zugewiesen worden sind vielmehr hat 
der Gutachter auch Aufgaben beurteilt, die dem Klager aufgrund 
der besonderen Weisung Nr 14 vom 30 November 1962 zugevaesen 
wurden Per Gutachter hat weiter den Erlaß vom 7* August 1963 
über die Erteilung einer Weisungsbefugnis an den Klager be­
rücksichtigt und außerdem Bezug auf eine Abteilungsanweisung 
von 1965 genommen, wonach dem Klager die Rechnungslegung über 
Personalausgaben übertragen worden ist Nur für diese dem Klager 
auf Grund verschiedener Weisungen bis zum Jahre 1965 ubertiage- 
nen Tätigkeiten kommt der Gutachter zu dem Ergebnis daß der 
Klager auch zeitlich gesehen überwiegend mit besonders verant­
wortlichen Tätigkeiten befaßt war Dem folgt das Lande t~arDeits~ 
gencht, allerdings mit gewissen Einschränkungen Denn das 
Landesarbeitsgericht bejaht ein Überwiegen der besonders ver­
antwortlichen Tätigkeiten nur mit Rücksicht darauf, daß nach 
den Schatzungen des Sachverständigen monatlich 400 bis 500 
Unstimmigkeiten zu bereinigen waren Eine Begründung dafür, 
daß und wann damit ein zeitliches Überwiegen der besonders 
verantwortlichen Tätigkeiten vorlag, fehlt insoweit Pas nat 
die Revision der Beklagten zu Recht nach § 286 ZPO gerügt»
Davon abgesehen genügt die vom Landesarbeitsgericht gegebene 
Begründung für die Erfüllung der Tätigkeitsmerkmale der 
VergGr» IT b Pallgruppe 1 BAT auch aus anderen Gründen nj.cnt 
Das Landesarbeitsgericht durfte sich nämlich im vorliegenden 
Pall nicht damit begnügen festzustellen daß der Klager im 
Klagezeitraum ab 1» Mai 1965 die Tatigkeibsmerkmale der oe~ 
gelirten Vergütungsgruppe mit seiner überwiegenden Tätig* e^t 
ei füllte Vielmehr kommt es hier auch darauf an oo die vom 
Klager überwiegend ausgeubte Tätigkeit die von ihm auszuuoenöe 
Tätigkeit gewesen ist, was unter Umstanden davon abhangt od 
ihm diese Tätigkeit durch eine Maßnahme des Trbeitgebez^ vuge- 
wiesen worden ist deren Wirksamkeit von der Zustimmung 
zuständigen Personalrats abhangt (vgl BaG £P Nr 5 9 11
fe 1 TVG Tarifverträge BAVAV) Ob und wann dem Klager e*1 ne hoj£e c-
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In
wertige Tätigkeit zugewiesen worden ist und ob die Zustimmung 
des Personalrats hierfür erforderlich war, laßt sich jedoch 
nach den bisherigen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
nicht überprüfen» Hierfür kommt es nämlich darauf an, ob dem 
Klager die hoherweitige Tätigkeit durch eine Maßnahme des 
Arbeitgebers zugewiesen worden ist und durch welche Maßnahme 
des Arbeitgebers die Tätigkeit des Klagers höherwertig 
wurde Das kann im vorliegenden Fall durch die Übertragung 
der Tätigkeit als Sachgebietsieiter ab 11 April 1962 ge­
schehen sein Es besteht aber auch die Möglichkeit, worauf 
die Hevision des Klagers mit liecht hinweist, daß die Tätig­
keit des Klagers erst durch die vom Sachverständigen zur 
Beurteilung der Tätigkeit des Klagers mit herangezogenen 
weiteren Aufgaben höherwertig geworden ist» Mitbestimmungs- 
pflichtig ware dann erst die spatere Zuvieisung von Auf­
gaben gewesen, die dazu geführt hatte, daß nunmehr der 
Klager mit seiner überwachenden Tätigkeit die Merkmale der 
höheren Vergütungsgruppe erfüllte»

Es ist aber gerade im Hinblick auf die vom Landes­
arbeitsgericht gegebene Begründung noch die weitere Mög­
lichkeit m  Betracht zu ziehen, daß dem Klager die honer- 
wertige Tätigkeit gar nicht durch eine Maßnahme des Arbeit­
gebers zugewiesen worden ist, sondern daß ihm diese hoher- 
iertige Tätigkeit aufgrund der ihm vorher wirksam über­
tragenen Aufgaben zugewachsen ist» Das ware dann der Fall, 
wenn dem Klager zunächst eine der VergGr V b BAT ent­
sprechende Tätigkeit durch die Beklagte zugewiesen wurde 
Zu der Übertragung einer solchen Tätigkeit war eine Zu­
stimmung des Personalrats nicht erforderlich Uurde dann 
diese ursprünglich nach VergGr V b BAT zu bewertende 
Tätigkeit im Laufe der Seit von selbst dadurch zu einer 
höherwertigen Tätigkeit daß beispielsweise die vom Landes- 
aibeitsgencht als besonders verantwortungsvoll bezeicbnete 
Tätigkeit bei der Bereinigung von Unstimmigkeiten all­
mählich anwuchs und infolgedessen der Klager erst von 
einem spateren Zeitpunkt an mit der überwiegend auszuuben-
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den Tätigkeit die Tätigkeitsmerkrnale der höheren Vergütungs­
gruppe erfüllte, liegt keine mitbestimmungspflichtige Maßnahme 
des Arbeitgebers vor. Dann hatte der Klager vielmehr xm Rahmen 
der von ihm auszuubenden Tätigkeit die ihm von vornherein wirksam 
zugewiesen worden ist nunmehr kraft Tanfautomatik nach Sb 22 2
BAT den Anspruch auf die höhere Mindestvergutungsgruppe der 
VergGr IV b BAT erworben

Das Landesarbeitsgericht wird also zunächst festzu^teilen 
haben, ob der Klager von einem bestimmten Zeitpunkt an  ̂iKh 
eine Maßnahme des Arbeitgebers eine höherwertige Tätigkeit zuge­
wiesen erhalten hat, oder ob dem Klager die höherwertige Tätig­
keit zugewachsen ist Im letzteren Pall fehlt es an einer it- 
bestimmungspflichtigen Maßnahme des Arbeitgebers, so daß dem 
Klager aazm die höhere Vergütung als tarifliche Mxndestvergutung 
zusteht Liegt dagegen eine Maßnahme des Arbeitgebers vor, die 
wie aie Zuweisung der Tätigkeit eines Sachgebietsleiters an den 
KLagei als höherwertige Tätigkeit mitbestiramungspflichtig gewesen 
ware, wird das Landesaibeltsgencht zu prüfen haben, ob eine 
solche Zustimmung des Personalrats nicht doch m  der Zustimmung 
zur Vahrnehmung der Dienstgeschäfte eines Beamten der Besoldungc- 
giuppe A 9 durch den Klager liegt Das Landesarbeitsgencht hat 
nämlich, worauf die Revision des Klagers zutreffend ninwei.»t 
zu Unrecht eine solche Zustimmung nur deshalb abgelehnt, \ eil 
kein Antrag auf Zustimmung zu der Hohergruppierung gestel3t /o/cŜ n 
sei Hierauf kommt es nicht an Entscheidend ist, ob der zu­
ständige Personalrat der Ausübung der Tätigkeit durch den Klager 
zugestimmt hat wenn diese sich dann bei richtiger Beurteilung 
als höherwertig darstellt. Der Personalrat braucht nicht aazu ge­
hört zu i^erden, wie die zugewiesene Tätigkeit zu De; erten ist 
und ob der Angestellte eine höhere Vergütung zu beansprucnen 
hat Vielmehr ist mitbestimmungspflichtig allem die Zuwei ung 
der naph richtiger Beurteilung höherwertigen Tätigkeit Eine /  
solche Zustimmung kann auch nachträglich gegeben werden uns, macht 
dann jedenfalls von diesem Zeitpunkt an die Ubertiagung öei. ent­
sprechenden Tätigkeit an den Angestellten wirksam Das rmo das 
Lande sai beit sgericht gegebenenfalls noch im Rahmen der inm jlLs
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lat sachengencht "obliegenden Beweiswurdigung zu prüfen haben»
In keinem Fall kommt hier jedoch wie das Landesaxbeits- 

gericht meint, die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung 
einer Zulage nach § 24 BAT in Betracht» Eine Zulage wird nach 
§ 24 BAT nur für die vorübergehende oder vertretungsweise Über­
tragung einer Tätigkeit gezahlt. Der Klager \ffill mit seiner 
Klage nicht nur eine Zulage, sondern gleichsam den Status 
eines Angestellten der VergGr IV b BAT nicht nur hinsicht­
lich der Vergütung, sondern auch aller sonstiger damit zu­
sammenhängender Vorteile wie bei Urlaub Reisekosten usw 
eneichen» Bei einer nicht nur vorübergehend oder vertretungs­
weise auszuubenden höherwertigen Tätigkeit kann deshalb 
§ 24 BAT weder unmittelbar noch entsprechend angewendet werden 

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die Kosten 
der Revision mitzubefinden haben
gez Dr Foelmann Dr Pecher Dr. Neumann

Adams Dr Sohler
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